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EuGH, Urteil v. 27.4.2023 – Rs. C-372/22

1. Art. 9 I Brüssel IIa-VO ist dahin auszulegen, dass für den Beginn der Dauer von drei Monaten,
während der die Gerichte des Mitgliedstaats des früheren gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes
abweichend von Art. 8 I Brüssel IIa-VO für die Entscheidung über einen Antrag auf Änderung
einer endgültigen Entscheidung über das Umgangsrecht zuständig bleiben, auf den Tag nach dem
tatsächlichen Umzug des Kindes in den Mitgliedstaat seines neuen gewöhnlichen Aufenthalts
abzustellen ist.

2. Die Brüssel IIa-VO ist dahin auszulegen, dass das Gericht des Mitgliedstaats des früheren
gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes, das nach Art. 9 dieser Verordnung für die Entscheidung in
der Hauptsache zuständig ist, von der in Art. 15 dieser Verordnung vorgesehenen
Verweisungsbefugnis zugunsten des Gerichts des Mitgliedstaats des neuen gewöhnlichen
Aufenthalts dieses Kindes Gebrauch machen kann, sofern die in diesem Art. 15 geregelten
Voraussetzungen erfüllt sind.
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